
Der Filialleiter einer steirischen
sparkasse erstattete im Februar
2007 in der geldwäschemelde-

stelle des Bundeskriminalamts in Wien
Anzeige wegen Verdachts der geldwä-
sche. Auf das Konto des Unternehmers
Walter W. sei ein größerer geldbetrag
überwiesen worden. Diese Verdachts-
meldung war der Ausgangspunkt für
Ermittlungen wegen des Verdachts der
Bestechung bei einem geschäft zwi-
schen der finnischen rüstungsfirma Pa-
tria Vehicles und der slowenischen re-
gierung. 

Die slowenen beabsichtigten 135
stück schützenradpanzer für ihre Ar-
mee zu kaufen. An der Ausschreibung
beteiligte sich die österreichische Fir-
ma Steyr-Daimler-Puch spezialfahr-
zeuge (ssF). Als hauptverdächtiger in
der Bestechungsaffäre galt hans-Wolf-
gang r., der frühere Vorstand der mit-

bietenden österreichischen Firma ssF.
Er soll als lobbyist für die Firma Pa-
tria dafür gesorgt haben, dass die finni-
sche Firma den Auftrag erhielt. 

Für seine leistung soll er 8,4 mil-
lionen Euro Provision erhalten haben –
7,5 Prozent der herstellungskosten
(112 millionen Euro) des 278-millio-
nen-Euro-Auftrags. mit einem teil der
Provision sollen mittelsmänner und
verbotene Kickbacks finanziert worden
sein. 

Gemeinsame Ermittlungen. Da im
„Fall Patria“ Ermittlungen in drei län-
dern aufgenommen wurden, entschlos-
sen sich die strafverfolgungsbehörden,
die Ermittlungen gemeinsam zu führen.
im August 2008 wurde in Wien mit
Finnland und slowenien ein Vertrag
für eine gemeinsame Ermittlungsgrup-
pe – „Joint investigation team“ (Jit) –

unterzeichnet. Jede strafverfolgungs-
behörde führte Ermittlungen in ihrem
land, die Ergebnisse wurden abgegli-
chen. „Aufgrund von Vernehmungen
in Finnland, slowenien und Österreich
sowie der Auswertung der sicherge-
stellten Unterlagen und geldflussana-
lysen hat der Verdacht bestanden, dass
an slowenische Entscheidungsträger
bis hin zur damaligen regierungsspitze
Bestechungsgelder geflossen sind“, er-
klärt Wirtschaftskriminalist michael
glazmaier vom Bundeskriminalamt. Er
und seine Kollegen Andreas Fischer
und Wolfgang müller waren die öster-
reichischen mitglieder des Joint inves-
tigation teams in der „causa Patria“. 

Von 2008 bis 2011 werteten die Er-
mittler sichergestellte Unterlagen aus,
öffneten Konten von Verdächtigen und
erstellten geldflussdiagramme sowie
time-tables. in allen drei ländern gab
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Erfolge im Team 
Ermittler des Bundeskriminalamts trugen in länderübergreifenden Ermittlungsteams maßgeblich 

zur Aufklärung internationaler Kriminalitätsfälle bei. 

Ermittler Andreas Fischer und Michael Glazmaier (Bundeskriminalamt): Ermittlungen im „Fall Patria“ in drei Ländern. 



es Vernehmungen von Verdächtigen,
an denen die Ermittler der jeweils an-
deren länder teilnahmen. „Dadurch
sind wir alle im team stets am aktuel-
len informationsstand gewesen“, sagt
glazmaier. Es gab Jit-treffen in Finn-
land, slowenien, Österreich sowie bei
Eurojust in Den haag. 

Die Zusammenarbeit in einem ge-
meinsamen Ermittlungsteam ist für die
Wiener Ermittler hilfreich gewesen.
„Es hat schnelle Amtswege gegeben,
rasche informationen und Entscheidun-
gen“, erklärt Ermittler glazmaier. „Die
herausforderung der trilateralen Zu-
sammenarbeit hat darin bestanden, drei
sprachen und drei verschiedene
rechtssysteme unter einen hut zu brin-
gen.“

Die Hauptverdächtigen aus Öster-
reich bestritten die Bestechungsvor-
würfe. Doch die Ermittler förderten
Details zutage. Die Finnen hätten mit
hans-Wolfgang r, deswegen zusam-
mengearbeitet, weil sie glaubten, er
verfüge über gute Kontakte zum nach-
barland Österreichs. Doch r. musste
sich seine Kontakte erst „erkaufen“.
Aus dem Provisionstopf zahlte er mit-
telsmänner in slowenien und den öster-
reichisch-kanadischen Unternehmer
Walter W., der wiederum einen engen
Vertrauten des damaligen sloweni-
schen ministerpräsidenten Janez Janša
kannte. Auf das Konto Ws. in der stei-
rischen sparkasse wurden 2,3 millio-
nen Euro überwiesen. Die Bankfiliale
hatte das geld wegen Verdachts der

geldwäsche zunächst an rs. Firma zu-
rückgeschickt. Daraufhin hatten W.
und r. mit rückdatierten Verträgen und
zweifelhaften rechnungen versucht, an
das geld zu kommen. 900.000 Euro
soll r. in bar nach slowenien gebracht
haben, um einen engen Vertrauten von
Premier Janša zu bezahlen. r. behaup-
tete, die 900.000 Euro an einen thailän-
dischen geschäftspartner für ein Was-
serprojekt übergeben zu haben, was
dieser jedoch bestritt. 

„Es schien um das schmieren von
Politikern gegangen zu sein, eventuell
von Experten, die militärische Experti-
sen erstellt und damit nachgewiesen
haben, dass Patria-Panzer die besten
gewesen seien“, erläutert Ermittler An-
dreas Fischer. Außerdem sei die Aus-
schreibung auf die Firma Patria zuge-
schnitten gewesen. Denn in den spezi-
fikationen stand, dass die gewünschten
Panzer bereits in einer Armee im Ein-
satz sein müssen. „Das ist der neue
steyr-Pandur nicht gewesen“, sagt Fi-
scher.

Den Ermittlern des Bundeskriminal-
amts kam die genauigkeit des haupt-
verdächtigen zugute. „Er hat eine or-
dentliche Buchhaltung geführt und alle
restaurant- und tankrechnungen auf-
bewahrt“, sagt Fischer. Damit konnte
er nicht abstreiten, dass er zu den auf
den rechnungen aufscheinenden Zei-
ten in slowenien war. „Der Deal zwi-
schen der Firma Patria und der slowe-
nischen regierung hatte darin bestan-
den, dass die Finnen nur die Einzelteile
der Panzer liefern sollten. Zusammen-
gebaut wurden sie von einer sloweni-
schen Firma. „Das ist das gegenge-
schäft gewesen, mit dem die Wert-
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Grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit

Ein Joint Investigation Team (JIT)
ist eine gemeinsame Ermittlungsgrup-
pe, die auf grundlage einer Vereinba-
rung zwischen zwei oder mehreren
EU-mitgliedstaaten und/oder Dritten
für einen spezifischen Zweck und ei-
nen begrenzten Zeitraum eingesetzt
wird. Für die Einsetzung eines Jit ist
weniger die schwere der straftat als
ihre internationale und grenzübergrei-
fende Dimension entscheidend. Joint
Investigation Teams können dann ein-
gesetzt werden,

• wenn im Ermittlungsverfahren eines
mitgliedstaats zur Aufdeckung von
straftaten schwierige und aufwendige
Ermittlungen mit Bezügen zu anderen
mitgliedstaaten durchzuführen sind;
• wenn mehrere mitgliedstaaten Er-
mittlungen zur Aufdeckung von straf-
taten durchführen, die infolge des zu-
grundeliegenden sachverhalts ein ko-
ordiniertes und abgestimmtes Vorge-
hen in den beteiligten mitgliedstaaten
erforderlich machen.

JIT-Mitglieder können informatio-
nen unmittelbar untereinander austau-
schen, ohne hierzu auf förmliche in-

formationsersuchen zurückgreifen zu
müssen. Ermittlungsmaßnahmen kön-
nen unmittelbar bei den anderen mit-
gliedern beantragt werden, sodass auf
ein rechtshilfeersuchen verzichtet
werden kann. 

Dies gilt auch für das Beantragen
von Zwangsmaßnahmen. Die mitglie-
der des gemeinsamen Ermiitlungs-
teams können bei hausdurchsuchun-
gen, Vernehmungen usw. in allen ver-
einbarten Einsatzbereichen anwesend
sein, zur Überwindung von sprachbar-
rieren beitragen usw. Für Europol und
Eurojust besteht die möglichkeit, un-
terstützend einzugreifen. 

J O I N T  I N V E S T I G A T I O N  T E A M S

Ermittlungen im „Fall Patria“: Staatsanwalt Volkert Sackmann und sein finnischer
Kollege Jukka Rappe in Helsinki.



schöpfung im land geblieben ist“, er-
klärt glazmaier. Aufgrund der Ermitt-
lungen und Anklagen in Österreich,
Finnland und slowenien wurde das ge-
schäft nach der lieferung von 35 Pan-
zern wegen angeblicher technischer
mängel von slowenien annulliert. 

Anklage. staatsanwalt mag. Volkert
sackmann hatte gegen fünf Verdächti-
ge Anklage erhoben, darunter hans-
Wolfgang r., wegen des Verdachts der
Bestechung, der Auskundschaftung ei-
nes geschäfts- oder Betriebsgeheim-
nisses zugunsten des Auslands, der Bil-
dung einer kriminellen Vereinigung,
des versuchten schweren Betruges und
der gewerbsmäßigen Abgabenhinter-
ziehung; sowie gegen zwei seiner ehe-
maligen mitarbeiter, die ihm das Ange-
bot der Firma Steyr für den Pandur-
Panzer zugespielt haben sollen. sie
standen wegen Auskundschaftung ei-
nes Betriebsgeheimnisses zugunsten
des Auslands vor gericht und wurden
freigesprochen. Denn es konnte nicht
festgestellt werden, dass es sich bei
diesen Unterlagen tatsächlich um Be-
triebs- und geschäftsgeheimnisse ge-
handelt hatte.

hans-Wolfgang r. wurde am 5.
April 2013 in Wien wegen Bestechung,
versuchten schweren Betrugs und Ab-
gabenhinterziehung zu drei Jahren haft
verurteilt, davon ein Jahr unbedingt. r.
wurde auch zu einer Finanzstrafe ver-
urteilt, weil er von Patria erhaltene
Provisionszahlungen nicht ordnungsge-
mäß versteuert hatte. Außerdem zog
das gericht Patria-Provisionszahlun-
gen in höhe von rund einer millionen
Euro von seinem Konto ein. Vom Vor-
wurf der industriespionage gegen sei-
nen früheren Arbeitgeber und Patria-
Konkurrenten Steyr wurde r. freige-
sprochen. mit dem ogh-Urteil vom
15. April 2015 wurde die erstinstanzli-
che Verurteilung weitgehend bestätigt. 

Walter W. blieb dem Prozess in
Wien „aus gesundheitlichen gründen“
fern. Er war wegen der Bildung einer
kriminellen Vereinigung mit r. ange-
klagt. in diesem Punkt wurde r. freige-
sprochen. W. wurde im Jänner 2015
aufgrund eines slowenischen haftbe-
fehls in Kanada verhaftet, aber wieder
auf freien Fuß gesetzt. 

Ein finnisches gericht sprach im
Jänner 2014 vier wegen Bestechung
angeklagte Patria-manager erstinstanz-
lich frei. Der Berufungsprozess in
Finnland ist noch offen. Der frühere

slowenische Premier Janez Janša wur-
de wegen Korruption zu zwei Jahren
haft verurteilt. Dem Ex-regierungs-
chef wurde vorgeworfen, das Verspre-
chen eines finanziellen Vorteils ange-
nommen zu haben, um im gegenzug
Patria beim Ausschreibungsverfahren
für die Panzerbeschaffung bei der Er-
teilung des Zuschlags zu verhelfen. im
Dezember 2014 wurde dieses Urteil
vom slowenischen Verfassungsge-
richtshof aufgehoben. Die Vorwürfe
gegen Janša werden von der sloweni-
schen staatsanwaltschaft neuerlich ge-
prüft.   

JIT Mozart. nach zweijährigen Er-
mittlungen gelang es der Polizei in
mehreren europäischen ländern im Ju-
ni 2015, ein internationales netzwerk
von cyber-Kriminellen auszuheben,
die tAns von Bankkunden herausge-
lockt und damit unberechtigt geld auf
ihre Konten überwiesen hatten. Das
geld wurde von zumeist ahnungslosen
mittelsmännern („Finanzagenten“)
nach osteuropa transferiert. Um die in-
ternationalen Ermittlungen koordiniert
durchzuführen, wurde von der staats-
anwaltschaft Wien ein „Joint investiga-
tion team“ mit dem namen „mozart“
gebildet, dem Vertreter von strafver-
folgungsbehörden aus Belgien, Finn-
land, großbritannien, der niederlande
und norwegen angehörten. Es war bis-
lang das größte Jit, das bei Europol/
Eurojust gegründet wurde. Die interna-
tionalen Ermittlungen wurden von
Europol und Eurojust koordiniert und
unterstützt. im Jit wurde jedem mit-

gliedsland ein Arbeitsschwerpunkt zu-
geteilt. Die österreichischen Ermittlun-
gen konzentrierten sich unter anderem
auf die Ukraine, wo ein großteil der
mitglieder der tätergruppe ansässig ist
und von dort aus agiert. Am 18. und
19. Juni 2015 schritt die ukrainische
cybercrime Unit zusammen mit Beam-
ten des österreichischen Bundeskrimi-
nalamts und Europol in Kiew, odessa,
Kharkiv und Dnipropetrowsk ein. Fünf
Personen wurden vernommen; es gab
acht hausdurchsuchungen in diesen
städten. insgesamt wurden 60 Beschul-
digte festgenommen, davon neun in
Österreich. Der gesamtschaden beläuft
sich derzeit auf zwei millionen Euro,
davon 1,2 millionen in Österreich. Die
Ermittler sicherten 15 terabyte Daten
und wiesen den tätern 25 scheinfir-
men nach, die zur Anwerbung und re-
krutierung von „Finanzagenten“ und
Paketversendern dienten.

Der Ermittlungsakt der staatsan-
waltschaft Wien umfasst 58 Aktenbän-
de mit ungefähr 30.000 seiten. Ermit-
telt wird wegen des Verdachts des be-
trügerischen Datenverarbeitungsmiss-
brauchs, der kriminellen organisation
und des schweren Betrugs. 

Das österreichische Ermittlungs-
team der Polizei bestand aus BK-spe-
zialisten der Abteilung für Wirtschafts-
kriminalität. Unterstützung leistete das
Cybercrime-Competence-Center (C4)
und die Analyseabteilung im BK. Ver-
stärkt wurde das Kernteam von Kolle-
gen der landespolizeidirektionen
Wien, niederösterreich und steier-
mark.          S. L.
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JIT Mozart: Sicherstellungen von Datenträgern in der Ukraine.


